
Gesetz über Dolmetscherinnen und Dolmetscher und Üb ersetzerinnen und 
Übersetzer in der Justiz des Landes Schleswig-Holst ein 

Stand 10.6.09 nach der Ausschuss-Diskussion, verabs chiedete Änderungsanträge 
sind eingearbeitet) 
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Dolmetscherinnen und Dolmetscher und Übersetzerinne n und Übersetzer 
(1) Zur mündlichen und schriftlichen Sprachübertrag ung für gerichtliche und 
staatsanwaltliche Zwecke werden Dolmetscherinnen od er Dolmetscher allgemein 
beeidigt (§ 189 des Gerichtsverfassungsgesetzes) un d Übersetzerinnen oder 
Übersetzer ermächtigt (§ 142 Abs. 3 der Zivilprozes sordnung). 
(2) Die Tätigkeit der Dolmetscherinnen oder Dolmets cher umfasst die mündliche 
Sprachübertragung, die der Übersetzerinnen oder Übe rsetzer die schriftliche 
Sprachübertragung. 
(3) Sprache im Sinne dieses Gesetzes ist auch die G ebärdensprache. 
(4) Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswi g- Holsteinischen 
Oberlandesgerichts ist für die Aufgaben nach diesem  Gesetz zuständig, soweit 
sich aus diesem oder anderen Gesetzen nicht etwas a nderes ergibt. 
§ 2 
Verzeichnis 
(1) Die Präsidentin oder der Präsident des Schleswi g- Holsteinischen 
Oberlandesgerichts führt ein gemeinsames Verzeichni s der in ihrem oder seinem 
Bezirk allgemein beeidigten Dolmetscherinnen und Do lmetscher und ermächtigten 
Übersetzerinnen und Übersetzer (Sprachmittlerinnen und Sprachmittler). 
(2) In das Verzeichnis sind Name, Anschrift, Beruf,  etwaige 
Zusatzqualifikationen und die jeweilige Sprache auf zunehmen. 
Die hierfür erforderlichen Daten dürfen erhoben und  gespeichert werden. Das 
Verzeichnis darf in automatisierte Abrufverfahren e ingestellt sowie im 
Internet veröffentlicht werden. 
(3) Die Einsichtnahme in das Verzeichnis ist jederm ann gestattet. Bei der 
Einsichtnahme ist darauf hinzuweisen, dass eine Gew ähr für die Zuverlässigkeit 
der in das Verzeichnis eingetragenen Personen nicht  übernommen wird. 
§ 3 
Voraussetzungen 
(1) Auf Antrag kann als Sprachmittlerin oder Sprach mittler allgemein beeidigt 
oder zur Bescheinigung der Richtigkeit und Vollstän digkeit von Übersetzungen 
ermächtigt werden, wer persönlich und fachlich geei gnet ist. Der Antrag ist 
bei der Präsidentin oder dem Präsidenten des Schles wig- Holsteinischen 
Oberlandesgerichts zu stellen. Sie oder er entschei det, ob die Sprachmittlerin 
oder der Sprachmittler persönlich und fachlich geei gnet ist. 
(2) Die persönliche Eignung besitzt insbesondere ni cht, wer 1. in den letzten 
fünf Jahren vor Stellung des Antrages wegen eines V erbrechens oder wegen 
uneidlicher Falschaussage, falscher Verdächtigung, Verletzung des persönlichen 
Lebens- und Geheimbereichs, Begünstigung, Strafvere itelung, Betruges oder 
Urkundenfälschung rechtskräftig verurteilt worden i st, oder 2. in ungeordneten 
Vermögensverhältnissen lebt, insbesondere über wess en Vermögen das 
Insolvenzverfahren eröffnet worden oder wer in das vom Insolvenzgericht oder 
vom Vollstreckungsgericht zu führende Verzeichnis ( § 26 Abs. 2 der 
Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 < BGBl. I S. 
2866>, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetze s 
vom 13. April 2007 <BGBl. I S. 509>, § 915 der 



Zivilprozessordnung) eingetragen ist, oder 3. nicht  bereit oder nicht 
tatsächlich in der Lage ist, den schleswig-holstein ischen Gerichten und 
Staatsanwaltschaften auf Anforderung kurzfristig zu r Verfügung zu stehen. 
(3) Die fachliche Eignung erfordert 
1. ausreichende Sprachkenntnisse, die durch eine st aatlich anerkannte 
Dolmetscher- oder Übersetzerprüfung oder eine vergl eichbarere Eignung 
nachgewiesen sind und 2. sichere Kenntnisse der deu tschen Rechtssprache. 
Sprachkenntnisse im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 setzen  insbesondere voraus, dass 
die Antragstellerin oder der Antragsteller sich kla r, strukturiert und 
ausführlich zu komplexen Sachverhalten äußern kann.  
(4) Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat die persönliche und 
fachliche Eignung durch Vorlage geeigneter Unterlag en nachzuweisen. Der 
Nachweis kann auch durch eine mindestens fünfjährig e unbeanstandete 
berufsmäßige Tätigkeit als Sprachmittlerin oder Spr achmittler erbracht werden. 
(5) Die Ermächtigung gilt nur für natürliche Person en, die Ermächtigung von 
Sprachmittleragenturen ist unzulässig. 
§ 4 
Fortsetzung der Bestellung, Widerruf 
(1) Spätestens fünf Jahre nach Aufnahme in das Verz eichnis nach § 2 ist die 
Sprachmittlerin oder der Sprachmittler in schriftli cher Form aufzufordern, 
sich darüber zu erklären, ob sie oder er weiterhin in dem Verzeichnis geführt 
werden soll. Sie oder er wird aus dem Verzeichnis g elöscht, wenn sie oder er 
nicht binnen drei Monaten eine entsprechende Erklär ung schriftlich oder in 
Textform abgibt. Die Aufforderung ist jeweils mit A blauf weiterer fünf Jahre 
zu wiederholen. 
(2) Die Übersetzerermächtigung oder das Recht, sich  auf die allgemeine 
Beeidigung zu berufen, kann insbesondere widerrufen  werden, wenn die 
Sprachmittlerin oder der Sprachmittler 1. die Vorau ssetzungen des § 3 nicht 
mehr erfüllt oder 2. wiederholt fehlerhafte Übertra gungen ausgeführt hat. 
Die Vorschriften der §§ 116 und 117 des 
Landesverwaltungsgesetzes bleiben unberührt. 
§ 5 
Beeidigung, Ermächtigung und Verpflichtung 
(1) Zur allgemeinen Beeidigung haben Dolmetscherinn en oder Dolmetscher einen 
Eid oder eine eidesgleiche Bekräftigung nach § 189 Abs. 1 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes zu leisten. 
(2) Sprachmittlerinnen oder Sprachmittler sind zur Geheimhaltung besonders zu 
verpflichten. § 1 Abs. 2 und 3 des Verpflichtungsge setzes vom 2. März 1974 
(BGBl. I S. 469, 547), geändert durch § 1 Nr. 4 des  Gesetzes vom 15. August 
1974 (BGBl. I S. 1942), gilt entsprechend. 
(3) Über die Beeidigung und die Verpflichtung ist e ine Niederschrift zu 
fertigen. 
(4) Dolmetscherinnen oder Dolmetscher erhalten als Nachweis über die 
allgemeine Beeidigung eine beglaubigte Abschrift de s Beeidigungsprotokolls. 
Übersetzerinnen oder Übersetzer erhalten eine Besch einigung über die erteilte 
Ermächtigung. 
Ferner erhalten sie eine Abschrift über die Nieders chrift der Verpflichtung. 
(5) Zuständig für die Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 4 ist die Präsidentin 
oder der Präsident des Landgerichts, in deren oder dessen Bezirk die 
Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder se ine berufliche 
Niederlassung hat; in Ermangelung einer solchen ist  der Wohnsitz maßgebend. 
Hat die Antragstellerin oder der Antragsteller in S chleswig-Holstein weder 
eine berufliche Niederlassung noch einen Wohnsitz, ist die Präsidentin oder 
der Präsident des Landgerichts zuständig, in deren oder dessen Bezirk die 
Antragstellerin oder der Antragsteller ihre oder se ine Tätigkeit vorwiegend 
ausüben möchte. Bei einer Verlegung der beruflichen  Niederlassung oder des 
Wohnsitzes in einen anderen Landgerichtsbezirk geht  die Zuständigkeit auf 
dessen Präsidentin oder Präsidenten über. 



§ 6 
Rechte und Pflichten 
(1) Sprachmittlerinnen oder Sprachmittler sind verp flichtet, 1. die 
übertragenen Aufgaben gewissenhaft, selbst und unpa rteiisch zu erfüllen, 2. 
Verschwiegenheit zu bewahren und Tatsachen, die ihn en bei ihrer Tätigkeit zur 
Kenntnis gelangen, weder zu verwerten noch Dritten mitzuteilen, 3. Aufträge 
der Gerichte und Staatsanwaltschaften zu übernehmen  und kurzfristig zu 
erledigen, es sei denn, dass wichtige Gründe dem en tgegen stehen, 4. der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Schleswig- Hol steinischen 
Oberlandesgerichts unverzüglich jede Änderung des W ohnsitzes oder der 
Niederlassung, eine Verurteilung im Sinne des § 3 A bs. 2 Nr. 1 oder die 
Beantragung eines Insolvenzverfahrens gegen sie mit zuteilen. 
?(2) Die Übersetzungsermächtigung umfasst das Recht , die Richtigkeit und 
Vollständigkeit von Übersetzungen aus und in die Sp rache oder die Sprachen zu 
bescheinigen, für deren Übersetzung die Sprachmittl erin oder der Sprachmittler 
persönlich ermächtigt ist. Dies gilt auch für berei ts vorgenommene 
Übersetzungen, die zur Prüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit vorgelegt 
werden. Die Übersetzerin oder der Übersetzerist ver pflichtet, die ihr oder ihm 
anvertrauten Schriftstücke sorgsam aufzubewahren un d von ihrem Inhalt 
Unbefugten keine Kenntnis zu geben. 
(3) Nach Aushändigung des Nachweises nach § 5 Abs. 4 kann die Dolmetscherin 
oder der Dolmetscher die Bezeichnung "Für die Geric hte und 
Staatsanwaltschaften des Landes Schleswig- Holstein  allgemein beeidigte 
Dolmetscherin (oder: beeidigter 
Dolmetscher) für (Angabe der Sprache/n, über die si ch die Urkunde verhält)" 
führen. Nach Aushändigung der Bescheinigung über di e Ermächtigung kann die 
Übersetzerin oder der Übersetzer die Bezeichnung "F ür die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften des Landes Schleswig-Holstein durch die Präsidentin 
(oder: den Präsidenten) des Schleswig- Holsteinisch en Oberlandesgerichts 
ermächtigte Übersetzerin 
(oder: ermächtigter Übersetzer) für (Angabe der Spr ache/n, über die sich die 
Urkunde verhält)" führen. 
§ 7 
Bestätigung der Übersetzung 
(1) Die Richtigkeit und Vollständigkeit von schrift lichen Sprachübertragungen 
ist durch die Übersetzerin oder den Übersetzer zu b estätigen. Der 
Bestätigungsvermerk lautet: 
"Die Richtigkeit und Vollständigkeit vorstehender Ü bersetzung aus der ... 
Sprache wird bescheinigt. 
Ort, Datum, Unterschrift 
Für die Gerichte und Staatsanwaltschaften des Lande s Schleswig-Holstein 
ermächtigte Übersetzerin (oder: 
ermächtigter Übersetzer) für die ... Sprache.? 
(2) Die Bestätigung ist auf die Übersetzung zu setz en und zu unterschreiben. 
Sie hat kenntlich zu machen, wenn das übersetzte Do kument kein Original ist 
oder nur ein Teil des Dokuments übersetzt wurde. Si e soll auf Auffälligkeiten 
des übersetzten Dokuments, insbesondere unleserlich e Worte, Änderungen oder 
Auslassungen hinweisen, sofern sich dies nicht aus der Übersetzung ergibt. Die 
Bestätigung kann auch in elektronischer Form (§ 126 a des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) erteilt werden. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn e ine zur Prüfung der 
Richtigkeit und Vollständigkeit vorgelegte Übersetz ung als richtig und 
vollständig bestätigt wird. 
§ 8 
Ordnungswidrigkeit 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fa hrlässig 1. sich als 
allgemein beeidigte Dolmetscherin oder beeidigter D olmetscher oder ermächtige 
Übersetzerin oder ermächtigter Übersetzer für eine Sprache bezeichnet, ohne 



dazu berechtigt zu sein, oder 2. eine Bezeichnung f ührt, die der in Nummer 1 
zum Verwechseln ähnlich ist. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet 
werden. 
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr.  1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten, ist die Leitende Oberstaatsan wältin oder der Leitende 
Oberstaatsanwalt der Staatsanwaltschaft bei dem Lan dgericht, in dessen Bezirk 
die Sprachmittlerin oder der Sprachmittler ihre ode r seine berufliche 
Niederlassung hat; in Ermangelung einer solchen ist  der Wohnsitz maßgebend. 
Hat die Sprachmittlerin oder der Sprachmittler in S chleswig-Holstein weder 
eine berufliche Niederlassung noch einen Wohnsitz, ist die Leitende 
Oberstaatsanwältin oder der Leitende Oberstaatsanwa lt der Staatsanwaltschaft 
bei dem Landgericht zuständig, in dessen Bezirk die  Sprachmittlerin oder der 
Sprachmittler ihre oder seine Tätigkeit vorwiegend ausübt. Bei einer Verlegung 
der beruflichen Niederlassung oder des Wohnsitzes i n einen anderen 
Landgerichtsbezirk geht die Zuständigkeit auf die f ür diesen Bezirk zuständige 
Leitende Oberstaatsanwältin oder den für diesen Bez irk zuständigen Leitenden 
Oberstaatsanwalt über. 
§ 9 
Vorübergehende Dienstleistungen 
(1) Dolmetscherinnen und Dolmetscher sowie Übersetz erinnen und Übersetzer, die 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni on oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen W irtschaftsraum zur Ausübung 
einer in § 1 Abs. 1 genannten oder vergleichbaren T ätigkeit rechtmäßig 
niedergelassen sind, dürfen diese Tätigkeit auf dem  Gebiet des Landes 
Schleswig-Holstein mit denselben Rechten und Pflich ten wie eine in das 
Verzeichnis nach § 2 Abs. 1 eingetragene Person vor übergehend und gelegentlich 
ausüben (vorübergehende Dienstleistungen). 
Wenn weder die Tätigkeit noch die Ausbildung zu die ser Tätigkeit im Staat der 
Niederlassung reglementiert sind, gilt dies nur, we nn die Person die Tätigkeit 
dort während der vorhergehenden zehn Jahre mindeste ns zwei Jahre ausgeübt hat. 
(2) Vorübergehende Dienstleistungen sind nur zuläss ig, wenn die Person vor der 
ersten Erbringung von Dienstleistungen im Inland in  Textform die Aufnahme der 
Tätigkeit angezeigt hat. 
Die Anzeige müssen neben den in das nach § 2 Abs. 2  Satz 1 zu führende 
Verzeichnis einzutragenden Angaben folgende Dokumen te beigefügt sein: 
1. eine Bescheinigung darüber, dass die Person in e inem anderen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkom mens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum rechtmäßig zur Ausübung einer der i n § 1 Abs. 1 genannten oder 
vergleichbaren Tätigkeit niedergelassen ist und das s ihr die Ausübung dieser 
Tätigkeit zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigu ng nicht, auch nicht 
vorübergehend, untersagt ist, 2. ein Berufsqualifik ationsnachweis, 3. sofern 
der Beruf im Staat der Niederlassung nicht reglemen tiert ist, einen Nachweis 
darüber, dass die Person die Tätigkeit dort während  der vorhergehenden zehn 
Jahre mindestens zwei Jahre rechtmäßig ausgeübt hat , und 4. die Angabe der 
Berufsbezeichnung, unter der die Tätigkeit im Inlan d zu erbringen ist. 
§ 6 Abs. 1 Nr. 4 gilt entsprechend. Die Anzeige ist  jährlich zu wiederholen, 
wenn die Person beabsichtigt, während des betreffen den Jahres weiter 
vorübergehende Dienstleistungen im Inland zu erbrin gen. 
(3) Sobald die Anzeige nach Absatz 2 vollständig vo rliegt, wird mit der 
Aufnahme in das Verzeichnis nach § 2 Abs. 1 eine vo rübergehende Registrierung 
oder ihre Verlängerung um ein Jahr vorgenommen. Das  Verfahren ist kostenfrei. 
(4) Die vorübergehenden Dienstleistungen der Dolmet scherin oder des 
Dolmetschers, der Übersetzerin oder des Übersetzers  sind unter der in der 
Sprache des Niederlassungsstaates für die Tätigkeit  bestehenden 
Berufsbezeichnung zu erbringen. Eine Verwechslung m it den in § 6 Abs. 3 
aufgeführten Berufsbezeichnungen muss ausgeschlosse n sein. 



(5) Eine vorübergehend registrierte Person kann aus  dem Verzeichnis nach § 2 
Abs. 1 gestrichen werden, wenn begründete Tatsachen  die Annahme rechtfertigen, 
dass die Übersetzerin oder der Übersetzer, die Dolm etscherin oder der 
Dolmetscher wiederholt fehlerhafte Sprachübertragun gen ausgeführt hat. Eine 
Streichung ist darüber hinaus in der Regel gerechtf ertigt, wenn die Person im 
Staat der Niederlassung nicht mehr rechtmäßig niede rgelassen ist oder ihr die 
Ausübung der Tätigkeit dort untersagt wird, oder we nn sie beharrlich entgegen 
Absatz 4 eine unrichtige Berufsbezeichnung führt. 
§ 10 
Übergangsbestimmung 
Das Antragserfordernis nach § 3 Abs. 1 entfällt für  diejenigen 
Sprachmittlerinnen und Sprachmittler, die zum Zeitp unkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes im Zuständigkeitsbereich des Schles wig-Holsteinischen 
Oberlandesgerichts allgemein beeidigt oder ermächti gt sind. Sie werden in das 
Verzeichnis nach § 2 aufgenommen. 
§ 11 
In-Kraft-Treten 
Das Gesetz tritt am ersten Tag des auf seine Verkün dung folgenden Monats in 
Kraft. 
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